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um das Lob. Vielen Kollegen geht es darum, nicht jahre­
lang ohne eine Bewertung ihrer Leistung zu arbeiten. Die 
Erarbeitung von Leistungseinschätzungen gehört mit zu 
den Pflichten des Betriebes, solche Arbeitsbedingungen zu 
schaffen, die dem Werktätigen hohe Arbeitsleistungen er­
möglichen, seine bewußte Einstellung zur Arbeit und sein 
Schöpfertum fördern, die Arbeitsfreude erhöhen und zur 
Entwicklung sozialistischer Persönlichkeiten sowie zur so­
zialistischen Lebensweise beitragen ,(§ 71 AGB). Aus dieser 
Sicht gewinnt die angemessene Mitwirkung des Arbeits­
kollektivs und der Gewerkschaftsgruppe an der Erarbei­
tung von Leistungseinschätzungen besonderen Stellenwert. 
Dementsprechend macht auch die Ordnung keinen Unter­
schied in der Mitwirkung der Gewerkschaften bei Beur­
teilungen und Leistungseinschätzungen.

Die regelmäßige Erarbeitung von Leistungseinschätzun­
gen hilft dem Leiter, seine Pflichten aus dem AGB mit 
hoher Qualität zu erfüllen.

Einzelfragen bei der Anfertigung von Beurteilungen

Die in § 68 Abs. 1 AGB genannten Festlegungen geben 
ausreichend Raum für eine qualitativ umfassende und 
zur Gestaltung des Arbeitsrechtsverhältnisses ausreichende 
Einschätzung der Persönlichkeit des Werktätigen. Verein­
zelt wird in diesem Zusammenhang die Frage nach der 
Einschätzung der gesellschaftlichen Tätigkeit in der Beur­
teilung gestellt. Soweit diese eine konkrete Beziehung zum 
Arbeitsrechtsverhältnis des Werktätigen hat, sollte dar­
über eine Aussage in der Beurteilung getroffen werden. 
Hier äußert sich eine Grundeinstellung des Werktätigen, 
ausgehend von Art. 21 der Verfassung das politische, wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Leben der sozialistischen 
Gemeinschaft und des sozialistischen Staates umfassend 
mitzugestalten. Inwieweit der Werktätige beispielsweise 
als Mitglied der Konfliktkommission oder des Reservisten­
kollektivs seinen im Gesetz festgelegten Aufgaben gerecht 
wird, unterliegt nicht der Beurteilung i. S. des § 68 Abs. 1 
AGB durch den befugten Leiter. Dieser Grundsatz trifft 
ebenso für die Ausübung gewerkschaftlicher Funktionen 
zu. Die Beurteilung sollte demzufolge lediglich die Aussage 
enthalten, daß der Werktätige beispielsweise Mitglied 
der Konfliktkommission und Schöffe ist, aber keine Be­
wertung dieser Tätigkeit vornehmen.

Schwierigkeiten bereitet einzelnen Leitern die Anfer­
tigung von Beurteilungen, die von staatlichen Gerichten 
angefordert wurden oder die als Begründung für eine Aus­
zeichnung vorgesehen sind. Ihre Anfertigung unterliegt 
nicht den Bestimmungen des AGB über die Beurteilung. 
Ihr Inhalt wird in der Regel vom Gegenstand des Verfah­
rens oder von der Art der Auszeichnung abhängig sein.6

Auch bei der Beurteilung leitender Mitarbeiter nimmt 
die zuständige betriebliche Gewerkschaftsleitung Stellung 
und sorgt vor allem dafür, daß die Fähigkeit zur Leitung 
von Kollektiven eingeschätzt wird. Zur Beratung darüber 
in der betrieblichen Gewerkschaftsleitung werden der 
Werktätige und der Betriebsleiter eingeladen. Das Ergeb­
nis der Beratung erhält der Betriebsleiter in Form einer 
Stellungnahme bzw. von Vorschlägen zur Beurteilung.

Die Ordnung enthält auch die Festlegung, daß jeder 
Werktätige die Behandlung seiner Beurteilung in der be­
trieblichen Gewerkschaftsleitung beantragen kann. In die­
sen Fällen wird ebenfalls eine Leitungssitzung durchge­
führt und der gewerkschaftliche Standpunkt festgelegt.

Unklarheiten bestehen mitunter in der Praxis, wer die 
' Beurteilung unterschreiben soll. Das AGB geht eindeutig 
' davon aus, daß die Beurteilung ein staatliches Leitungs­

dokument ist, zu deren Anfertigung der Betrieb verpflich­
tet ist. Aus diesem Grund sind Beurteilungen auch nicht 
von der Gewerkschaftsleitung zu unterschreiben. Darauf 
verweist die Ordnung des Bundesvorstandes des FDGB 
ausdrücklich (Abschn. X Ziff. 2). Zur gewerkschaftlichen 
Interessenvertretung gehört in diesem Zusammenhang auch 
der Hinweis an den Werktätigen, daß seine Unterschrift

Bundesverfassungsgericht der BRD -
Supergesetzgeber und Superkontrollinstanz
Unter der Überschritt „Eine erstaunliche Kompetenztülle“ be­
faßt sieb Werner Birkenmaler anläßlich des 30jährlgen Be­
stehens des Bundesverfassungsgerichts der BRD mit der Stel­
lung dieses Organs und der Entwicklung seiner Spruchpraxis. 
Wir lesen u. a.:

„Das Gericht, selbst ein Verfassungsorgan, steht im Rang 
gleichberechtigt neben dem Bundespräsidenten, der Bundes­
regierung, dem Bundestag und dem Bundesrat. Gelegentlich 1st 
dieses fünfte Verfassungsorgan sogar Primus inter pares, denn 
seine Urteile, die unanfechtbar sind, .binden die Verfassungs­
organe des Bundes und der Länder sowie alle Gerichte und 
Behörden*... Am härtesten empfindet man die Kompetenzfülle 
des Gerichts in Bonn, wenn vom Bundestag verabschiedete Ge­
setze in Karlsruhe für nichtig erklärt werden.“

Der Autor weist auf die zunehmende Kritik hin, „eine Hand­
voll Richter“ зеі „ln die Lage versetzt, ein Parlament zu korri­
gieren“. Die kritischen Stimmen „besagen fast gleichlautend, 
das Gericht werde zum Supergesetzgeber und zur Superkon­
trollinstanz und schwäche damit auf Dauer das parlamenta­
rische System. Selbst ein früheres Mitglied des Gerichts, der 
Hamburger Professor Konrad Zweigert, meint inzwischen, die 
Bundesrepublik entwickle sich zum Verfassungsgerichtsstaat. 
Zwar bekennt sich das Verfassungsgericht in Anlehnung an die 
amerikanische Verfassungsgerichtspraxis zum Grundsatz des 
judicial self-restraint, zur richterlichen Zurückhaltung und 
Selbstbeschränkung, aber einige neuere Entscheidungen geben 
in der Tat zu erkennen, daß das Gericht die Verfassung nach 
Art eines geschlossenen Systems Interpretiert und damit den 
Handlungsspielraum der anderen Gewalten immer mehr selbst 
ausfüllt. Oder wie es der frühere Bundesminister Hans Jochen 
Vogel unlängst ausdrückte: .Was bleibt, 1st die Sorge vor einer 
allmählichen, aber spürbaren Grenzverschiebung zwischen Par­
lament und Bundesverfassungsgericht zu Lasten des Parla­
ments.*

Ein, wenn man so. will, Meilenstein auf dem Weg zu einer 
gerichtlichen Überinterpretation der Verfassung 1st die Ent­
scheidung über den Grundlagenvertrag von 1973. Da wird etwa 
gesagt, die DDR sei ein Staat und ein Völkerrechtssubjekt, sei 
aber trotzdem nicht Ausland. Und da heißt es weiter, die Grenze 
zwischen den beiden deutschen Teilstaaten sei keine nationale 
Grenze, wie etwa die zwischen Holland und der Bundesrepu­
blik, vielmehr sei sie vergleichbar mit der Grenze zwischen 
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen .,. Das Urteil enthält 
eine ganze Reihe solch widersprüchlicher oder realitätsferner 
Äußerungen, die das Gericht zudem ohne Jeden erkennbaren 
Anlaß traf. Zu so viel politischer Argumentation bestand über­
haupt kein Grund. Aber schlimmer noch: Alle Ausführungen 
der Urteilsbegründung erklärte das Gericht zu .tragenden Grün­
den*. Das hat weitreichende politische Folgen.“
(Aus: Das Parlament [Bonn] Nr. 39 vom 88. September 1981)

unter die Beurteilung die Kenntnisnahme, nickt aber sein 
Einverständnis mit den in der Beurteilung getroffenen 
Aussagen bestätigt.7 Stellen die betriebliche Gewerkschafts­
leitung bzw. der Vertrauensmann Unwahrheiten, Wider­
sprüche, Ungenauigkeiten oder andere wesentliche Mängel 
in der Beurteilung eines Werktätigen fest, wirken sie vor 
der endgültigen Abfassung auf eine Änderung der Beur­
teilung hin. Diese Festlegung in Abschn. X Ziff. 3 der Ord­
nung hat das Ziel, möglichen Streitfällen vorzubeugen, die 
sonst erst durch ein Gericht zu klären wären.

Grundsätzlich gehört zur gewerkschaftlichen Mitwir­
kung der Hinweis an den Werktätigen, daß er gemäß § 69 
AGB gegen den Inhalt der Beurteilung Einspruch bei der 
Konfliktkommission bzw. der Kammer für Arbeitsrecht des 
Kreisgerichts einlegen kann. Gegebenenfalls wirkt ein ge­
werkschaftlicher Vertreter dann bei der Beratung vor der 
Konfliktkommission oder im arbeitsrechtlichen Verfahren 
mit (§ 301 Abs. 1 bzw. Abs. 2 AGB).

Bei Beurteilungen beginnt die Einspruchsfrist von drei 
Monaten nach ihrer Aushändigung, bei Leistungseinschät­
zungen, wenn ihre Aushändigung nicht verlangt wurde, 
mit ihrer Kenntnisnahme. * S.
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